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BEKANNTMACHUNG 

 
des Ausfalles der  40. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 

 
am Donnerstag, den 19.03.2020, 18:00 Uhr 

 
Rathaus, Ratssaal 

 
 
 
 

Die geplantes Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 

Donnerstag, den 19.03.2020, fällt aus. 
 
 
 
 

Jens Grode 

Stadtverordnetenvorsteher 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Betreff: 
 

Antrag auf Einrichtung einer Kita für Schichtarbeiterinnen und Schichtarbeiter 
am GPR 
Bezug: Antrag Nr. 70 der WsR-Fraktion vom 15.10.2019 
 

 
M-Nr.: 53/20 
 
Der Magistrat leitet der Stadtverordnetenversammlung nachfolgende Beschlussvorlage zu: 
 
Beschlussvorschlag: 
 
A. Kenntnisnahme 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis, dass eine Umfrage des GPR 
Klinikums mit dem Ergebnis schließt, dass es keinen Bedarf an einer Betreuungseinrichtung 
mit erweiterten Öffnungszeiten für im Schichtdienst Beschäftigte gibt.  

2. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt darüber hinaus zur Kenntnis, dass damit die 
Grundlage für die weiteren Prüfaufträge fehlt.  

3. Zu Punkt f) des Antrags nimmt die Stadtverordnetenversammlung zur Kenntnis, dass 
mangels Bedarf kein freier Träger derzeit erweiterte Öffnungszeiten für Schichtarbeiter*innen 
anbietet.  

4. Zu Punkt g) nimmt die Stadtverordnetenversammlung zur Kenntnis, dass das 
Förderprogramm 2019 ausgelaufen ist und darüber hinaus im Rahmen des 
Bundesprogramms „KitaPlus“ keine Neugründung von Einrichtungen sowie neuer 
Betreuungsplätze gefördert wurden.  

 
B. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung erklärt den Antrag Nr. 70 für erledigt. 
 

 
 

Eingang 
 

 DS.-Nr. 670/
16-
21 

 
 

 

AuslB ÄR SozIJA KSSpA 

 
 

   

PBUA OBR HuFA StV 

 
 

   

Der Magistrat 

V O R L A G E 
 
an die 
Stadtverordnetenversammlung 



II. Begründung: 
 
A. Ziel 
Ziel der Vorlage ist es, die Stadtverordnetenversammlung über die Prüfung des Antrags auf 
Einrichtung einer Kita für Schichtarbeiterinnen und Schichtarbeiter am GPR der WsR Fraktion zu 
informieren.  
 
B. Prüfergebnisse 
 
Zu Punkt a) des Antrags: 
 
Eine Umfrage unter den Beschäftigten des GPR Klinikums schließt mit dem Ergebnis, dass es 
keinen erkennbaren Bedarf an einer Einrichtung mit erweiterten Öffnungszeiten für im Schichtdienst 
Beschäftigte gibt. So haben lediglich drei Rüsselsheimer Beschäftigte grundsätzlich 
Betreuungsbedarf gemeldet, davon eine Beschäftigte im Pflegedienst zwischen 6 Uhr bis 22 Uhr.  
 
Das GPR Klinikum teilt mit, dass auf Basis dieser Vollbefragung der Mitarbeitenden weder kurz, 
noch mittelfristig der Bedarf gesehen wird für eine betriebliche Kindertagesstätte mit erweiterten 
Öffnungszeiten. 
 
Zu den Punkten b) bis e) des Antrags: 
 
Mangels Bedarf erübrigt sich eine tiefergehende Prüfung der Punkte b) bis e), deren Aufwand in 
keinem Verhältnis zum Nutzen stehen würde. 
 
Zu Punkt f) des Antrags: 
 
Die Öffnungszeiten der freien und konfessionellen Kitaträger orientieren sich an dem Angebot der 
städtischen Kindertagesstätten. Mangels Bedarf bietet derzeit kein Träger erweiterte Öffnungszeiten 
für Schichtarbeiter*innen an. Flexibilität in Hinblick auf die Betreuungszeiten bietet die 
Kindertagespflege. Hier erfolgt die Betreuung bedarfsorientiert nach individueller Absprache. 
 
Zu Punkt g) des Antrags: 
  
Im Bundesprogramm „KitaPlus“ wurden von 2016 – 2019 bundesweit rund 170 Projekte 
miterweiterten Öffnungszeiten gefördert. Grundlage der Förderung war der Nachweis eines 
entsprechenden Bedarfs. Es dient zur Kenntnis, dass im Rahmen des Bundesprogramms 
Neugründungen von Einrichtungen sowie neuer Betreuungsplätze nicht förderfähig waren. Insofern 
ist die Frage zu Punkt g) zu verneinen.  
 
 
III. Anlage  
Antrag Nr.70 der WsR Fraktion vom 15.10.2019 
 
Rüsselsheim am Main, den 11.02.2020 
 
 
 
Udo Bausch 
Oberbürgermeister 
 







  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Betreff: 
 

HH-Begleitantrag - Verbesserung der Verkehrssituation an der Kreuzung 
Bensheimer Straße / Rathausstraße / Konrad-Adenauer-Ring in Königstädten 
Bezug: Antrag Nr. 25 der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FWR/FNR 
vom 04.02.2019 
 

 
M-Nr.: 65/20 
 
Der Magistrat leitet nachstehende Vorlage der Stadtverordnetenversammlung zur 
Beschlussfassung zu: 
 
Beschlussvorschlag: 
 

A. Kenntnisnahme 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt den Bericht  zum Antrag Nr. 25 der Fraktionen 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FWR/FNR vom 04.02.2019 zur Kenntnis.  
 

B. Beschluss 
 

1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt auf der Grundlage des Berichtes 
„Bewertung zweier Lösungsvarianten“ die Lösung „Kreisverkehrsplatz“ ab dem 
Haushaltsjahr 2021 umzusetzen. Haushaltsmittel sind dementsprechend einzustellen. 
 

2. Der Antrag gilt als erledigt. 
 

 
 
Begründung: 
 

A. Ziel: 
 
Ziel ist am Knotenpunkt (KP) Bensheimer Straße/Rathausstraße/Konrad-Adenauer-Ring die 
Verkehrssituation zu verbessern. 
 

Eingang 
 

 DS.-Nr. 671/
16-
21 

 
 

 

AuslB ÄR SozIJA KSSpA 

 
 

   

PBUA OBR HuFA StV 

 
 

   

Der Magistrat 

V O R L A G E 
 
an die 
Stadtverordnetenversammlung 



B. Ausgangslage: 
 
Der niveaugleiche KP ist aktuell vorfahrtsrechtlich geregelt. Zahlreiche Sperrflächen sollen die 
Verkehrsführung und die Sicherheit verbessern. Der KP ist dennoch für eine vorfahrtsrechtliche 
Verkehrsführung  überdimensioniert und verführt zu riskanten Fahrentscheidungen. 
 

C. Beschlusshistorie: 
 
Mit der DS-Nr. 295/06-11 vom 05.08.2008 wurde von der Stadtverordnetenversammlung 
beschlossen, den KP in einen Kreisverkehrsplatz (KVP) umzubauen und dessen Kosten in die 
Finanzplanung nach dem Haushaltsjahr 2012 aufzunehmen. Einer sofortigen Installation eines KVP 
wurde nicht entsprochen. 
 
Mit der DS-Nr. 626/16-21 vom 12.12.2019 wurde auf fehlende Informationen zur Entscheidung für 
die Einstellung von Haushaltsmitteln und auf nicht ausreichende Beachtung der Sicherheit aller 
Verkehrsteilnehmer hingewiesen. 
 

D. Lösung: 
 
Gemäß dem abschließenden Hinweis der Verwaltung aus der DS-Nr. 626/16-21 wurde für die 
Erarbeitung einer Studie im Hinblick auf die Bewertung beider Lösungsvarianten, in der auf die in 
Punkt C. aufgeführten Hinweise fundiert eingegangen wird, das Planungsbüro IBE aus Darmstadt 
beauftragt. Die Studie liegt der Vorlage bei. 
 
2 Lösungsvarianten wurden planungs- und bautechnisch sowie kaufmännisch bewertet: ein KVP 
oder eine Lichtsignalanlage (LSA) als Verkehrsregelung. In beiden Varianten erhöht sich die 
Verkehrssicherheit gegenüber der Bestandsituation für alle Verkehrsteilnehmer. Diese ist 
insbesondere für den Rad- und Fußverkehr als gut zu bewerten. Kurze Wartezeiten beim Queren 
der Fahrbahnen sowie der stetige Verkehrsablauf sprechen für einen KVP. Hinzu kommt die 
kontinuierliche Knotenpunktfolge unter der Wahrung des Gebietscharakters. 
 
Bei der Anlage einer LSA ist der Eingriff in den Bestand als wesentlich geringer gegenüber dem 
KVP zu bewerten. Dennoch ist der Eingriff durch Leerrohr- und Kabelverlegearbeiten sowie Umbau 
der bestehenden Anlagen wie Mittelinsel, Randbereiche usw. nicht unerheblich. Auch die 
Verkehrssicherung während der Bauzeit ist aufgrund fehlender Umleitungsmöglichkeiten 
aufwendiger einzustufen, da die Tiefbauarbeiten nur abschnittsweise realisiert werden können. 
Diese würden auf die Bauzeit negativ einwirken. 
 
Auf Basis einer fundierten Kostenschätzung liegen die überschläglich ermittelten Kosten für einen 
KVP geringfügig über denen einer KP mit LSA. Der Kostenüberschlag beinhaltet alle Ansätze – 
ausser Grundstücksan- oder verkäufe -, die bei der Herstellung der jeweiligen Variante 
berücksichtigt werden müssen: 
 
Variante Knotenpunkt mit Lichtsignalanlage:   ca. 1.230.000 € (brutto) 
Variante Kreisverkehrsplatz:     ca. 1.280.000 €(brutto) 
 
Die Planung und die Ausführung könnten nach unserer Einschätzung in den Haushaltsjahren 2021ff 
erfolgen. 
 
In der Gesamtbetrachtung beider Varianten ist aufgrund der Verkehrssicherheit, der Umweltaspekte 
sowie des Gebietscharakters dem Kreisverkehrsplatz der Vorzug zu geben. 
  



Aufgrund der negativen Umweltaspekte wie Lärm- und Schadstoffbelastung sowie Energie- und 
jährlicher Wartungskosten wird aus der Sicht der Verwaltung die Lösung „Knotenpunkt mit 
Lichtsignalanlage“ nicht favorisiert. 
 
Rüsselsheim am Main, den 11.02.2020 
 
 
 
Udo Bausch 
Oberbürgermeister 
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